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 1 Einleitung

Der Titel der Masterthese „Kriminalitätsbekämpfung und Glücksspielmonopol“ führt zwei

Gedanken zusammen:

„Kriminalitätsbekämpfung“ ist dem Lehrgangstitel „Wirtschaftskriminalität und Recht“ ver-

haftet. Gegenstand der Überlegungen soll sein, seit wann in der rund 200-jährigen Geschichte der

österreichischen Gesetzgebung die Kriminalitätsbekämpfung Zweck von Rechtsvorschriften ist und

welche verfassungsrechtliche und unionsrechtliche Schranken bestehen.  Die verwaltungs-,  straf-

und zivilrechtlichen Instrumente, Kriminalität hintanzuhalten, werden beleuchtet.

Die Auseinandersetzung mit dem „Glücksspielmonopol“ ist der Vorgabe des Masterthesen-

guides geschuldet, eine aktuelle Problemstellung des (eigenen) Unternehmens zu bearbeiten.1 Im

Jänner 2016 kündigte der Glücksspielkonzern Novomatic an, dass seine Tochter ADMIRAL Casi-

nos & Entertainment AG gegen Lokalbetreiber, die Spielautomaten ohne Lizenz aufgestellt hatten,

mit Klagen vorgehen werde. Seit 2013 seien in Nieder- und Oberösterreich, dem Burgenland und

Kärnten 219 einstweilige Verfügungen erwirkt worden.2 In ganz Österreich wurden 300 Klagen we-

gen unlauteren Wettbewerbes eingebracht.3 Die Bearbeitung solcher Verfahren fiel und fällt in die

Zuständigkeit des Verfassers dieser Arbeit.

Zunächst (2) wird versucht, den Begriff „Kriminalität“ im Zusammenhang mit Glücksspiel

zu erfassen. Aus Sicht der Spielerkreise geht es dabei einerseits um Delinquenz, die durch Spiel-

sucht verursacht ist, andererseits um die Gefahr, Opfer von Betrügereien zu werden. Auf Seiten der

Betreiberinnen und Betreiber ist die Geldwäscherei zu untersuchen. Der folgende Abschnitt (3) er-

läutert  Geschichte und Gegenwart des österreichischen Glücksspielmonopols und beleuchtet  die

verfassungsgesetzliche Grundlage in den Kompetenzartikeln, das GlücksspielG 1989 und verwand-

te landesrechtliche Normen und die fiskalische Bedeutung. Hinsichtlich der tatsächlichen Auswir-

kungen werden die ersten Erfahrungen mit der Interessentensuche erläutert. Die Schranken, die na-

tionale Grundrechte, die unionsrechtlichen Grundfreiheiten und die unionsrechtlichen Grundrechte

setzen, bilden den nächsten Abschnitt (4), in dem die umfangreiche Rechtsprechung des VfGH und

des EuGH analysiert wird. Zum Schluss (5) werden die Ergebnisse zusammengefasst.

1 <https://elearning.executiveacademy.at/mod/folder/view.php?id=1513>, Punkt1.1.
2 Tiroler Tageszeitung 23.02.2016, zitiert nach <mobileapps.tt.com/wirtschaft/11157880-91/novomatic-klagt-gegen-il-

legale.csp> ; <trend.at/wirtschaft/novomatic-konkurrenz-6241007>.
3 <wien.orf.at/news/stories/2821081/>.
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